
Nur wenige Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens haben die Politik im Landkreis Aalen wie auf 
Landesebene - zunächst des Landes Württemberg­
Baden, später des neugeschaffenen Bundeslandes 
Baden-Württemberg - nach 1945 in einem Maße 
geprägt wie Dr. Anton Huber.1 Der aus Oberschwa­
ben stammende Bauernsohn, schon frühzeitig in 
der württembergischen Zentrumspartei und im 
Volksverein für das katholische Deutschland aktiv, 
setzte sich nach Ende des Zweiten Weltkriegs 1945 
maßgeblich für den demokratischen und parlamen­
tarischen Neubeginn ein und setzte sowohl als 
Landrat „vor Ort" als auch als Abgeordneter im 
Stuttgarter Landtag bleibende politische und admi­
nistrative Akzente. Diese Tatsachen sind für den 
Verfasser Anlass, dem Wirken Hubers ein biographi­
sches Porträt zu widmen, dessen erster Teil hiermit 
vorgelegt wird.2 Der persönlich überaus bescheide­
ne Huber - 1965 lehnte er die Annahme des ,,fä lli­
gen" Bundesverdienstkreuzes ab- stand dem Unter­
fangen des Verfassers, seine Leistungen als Parla­
mentarier und Landrat in Form einer Veröffent­
lichung würdigen zu wollen, zumindest zwiespäl­
tig, wenn nicht eher ablehnend gegenüber. Als 
Persönlichkeit der Zeitgeschichte und als „naturali­
sierter" und überzeugter Aalener hätte er - wenn 
schon - den Publikationsort im ,,Aalener Jahrbuch" 
gewiss gutgeheißen. 

Biographische Stationen 7 905-7 945 

Josef Anton Hubers Wurzeln liegen im Oberschwä­
bischen. Geboren wurde er am 4. Juni 1905 in 
Osterhofen (gelegen nordöstlich von Bad Waldsee, 
nordwestlich von Bad Wurzach) im damaligen 
Oberamt Waldsee (heute Landkreis Ravensburg).3 

Huber wuchs auf einem Bauernhof als Sohn boden-
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Christi ich-demokratischer Politiker, 
Landtagsabgeordneter, Landrat des 
Kreises Aalen 

ständiger, frommer, katholischer Eltern im Kreis von 
sieben Geschwistern auf. Von ihnen erfuhr Huber 
auch seine erste politische Prägung : ,, Im Eltern­
haus ... galt schlicht und einfach die Formel: Zen­
trum, weil wir Katholiken sind." Der Vater, Josef An­
ton Huber (1871-1965), ,,ein kritisch veranlagter, 
politisch interessierter Mann und eifriger Zeitungs­
leser", studierte regelmäßig die Hefte des Volksver­
eins für das katholische Deutschland.4 Die Mutter, 
lda, geb. Sontag (1879-1936), wachte über die Er­
ziehung der Kinderschar und bildete den Mittel­
punkt der Familie. Bindung an die Heimat und an 
die Familie blieben Huber ein lebenslängliches 
Erbe. Den oberschwäbischen Tonfall bewahrte er 
sich. 
Seine schulische Ausbildung begann in der Volks­
schule von Osterhofen, setzte sich an der Latein­
schule in Waldsee und am Gymnasium in Ehingen 
an der Donau fort und wurde im dortigen Bischöf­
lichen Konvikt beendet, wo Huber seit 1921 war 
und 1925 sein Reifezeugnis erhielt. Unmittelbar im 
Anschluss daran nahm er sein Studium an der alt­
ehrwürdigen und renommierten Eberhard-Karls­
Universität in Tübingen auf, wo er sich für Theolo­
gie eingeschrieben hatte und als vom Bischöflichen 
Ordinariat geförderter Student im Wilhelmsstift un­
tergebracht war. Offenbar waren die Zeichen auf ei­
ne Laufbahn als katholischer Geistlicher gestellt. 
Nach vier Semestern wechselte Huber allerdings 
den Studiengang und widmete sich fortan (ab 1927) 
den Staats- und Wirtschaftswissenschaften. Es ist 
bemerkenswert, wie sehr der Lebensweg Hubers bis 
hin zum Wechsel von der Theologie zu einem an­
deren Studiengang demjenigen eines anderen 
wichtigen CDU-Politikers ähnelt: Gebhard Müller 
(1900-1990), der ebenfalls am Bischöflichen Kon­
vikt (a llerdings in Rottweil) die Voraussetzungen für 
die Aufnahme ins Wilhelmsstift erworben hatte, 
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Alt-Landrat Dr. Huber in den 1990er-}ahren. 



Theologie studierte und nach zwei Jahren den Stu­
diengang wechselte, um Jura zu studieren. Die 
Oberschwaben Huber und Müller verband eine 
jahrzehntelange, von gegenseitigem Respekt getra­
gene Freundschaft. 
1929 legte Huber die Staatsprüfung für Diplom­
volkswirte mit gutem Erfolg ab und bewarb sich, 
wohl mittlerweile der Studien etwas müde, um die 
Stelle des Bauernsekretärs des Volksvereins für das 
katholische Deutschland in Ravensburg.5 Er erhielt 
sie und war fortan für die politische Bildungsarbeit 
und alltägliche Beratung der katholischen Bauern in 
seinem Bezirk zuständig.6 Aus der engen Ver­
knüpfung zwischen Volksverein und Zentrumspar­
tei ergaben sich jedoch bald ganz andere Aufgaben. 
Huber, der bereits Mitglied des Bundes Neu­
deutschland und der Jugendorganisation der Zen­
trumspartei, des Windthorstbundes, war, kam erst­
mals mit der Politik in Berührung. Der damals 
25-Jährige Bauernsekretär organisierte mit Unter­
stützung des von dem Ulmer Reichstagsabgeord­
neten des Zentrums Franz Wiedemaier ins Ober­
land entsendeten Arthur Ketterer, mit Dr. Albert 
Sauer, Bernhard Bauknecht und Josef Köberle die 

11Zentrumsjugend Oberschwabens". 7 Mit ihrer 
Hilfe gelang es der Zentrumspartei in den letzten 
drei Jahren der Weimarer Republik, ihre ober­
schwäbische 11 Bastion" im wesentlichen zu halten 
und vor allem gegen den Siegeszug des National­
sozialismus zu verteidigen. In erster Linie musste es 
darum gehen, die Werbung der NSDAP um die 
oberschwäbische Wählerschaft aus dem agrari­
schen Bereich zu vereiteln. Hier war Huber publizi­
stisch besonders aktiv. Im Jahr 1932, als nicht nur 
der Württembergische Landtag, sondern auch zwei­
mal der Reichstag und in zwei Wahlgängen der 
Reichspräsident gewählt wurde, erreichte Hubers 
Wahlkampfeinsatz einen frühen Höhepunkt. Vor 
dem zweiten Wahlgang bei der Reichspräsi­
dentenwahl, bei der Adolf Hitler gegen Hindenburg 
kandidierte, waren in zahlreichen Presseorganen 
Oberschwabens Huber-Artikel zu finden, die in ge­
radezu beschwörender Weise in Formeln wie 11 Die 
Nazi sind nicht die Bauernfreunde. Bauer bleibe 
Zentrumsmann!" mündeten.8 Wenn auch Ober­
schwaben nicht in dem Maße den National­
sozialisten folgte wie andere württembergische 
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Landesteile, so konnte doch auch dort der für die 
Hitler-Partei positive Trend nicht umgekehrt wer­
den. Huber verstand später den zum Teil spekta­
kulären Erfolg der NSDAP vor allem auch als einen 
Verlust des Vertrauens der Wählerschaft in die 
Fähigkeit der demokratischen Weimarer Regie­
rungsparteien, die zahlreichen Probleme lösen zu 
können. Selbstkritisch warnte er davor, die Wähler, 
die bis zuletzt )hren" Parteien, SPD, DDP oder 
Zentrum die Stimme gegeben hätten, als 11zufriede­
ne Wähler" einzuschätzen. Auch von ihnen waren 
viele an der Staatsführung und an ihrer Partei ver­
zweifelt. Aber es gibt die Nibelungentreue; komme 
was wolle! Man hat Zentrumsversammlungen er­
lebt, dass man zum Schluss glaubte, dass da kein 
einziger mehr Zentrum wählt. Die Erschütterung 
des Vertrauens ging noch viel weiter und noch viel 
tiefer als in diesen Wahlergebnissen zum Ausdruck 
kommt" .9 Vielleicht war auch er selber damals 
schon von Skepsis nicht ganz frei . Im Gegensatz zu 
den älteren Mitstreitern Bauknecht, Sauer und 
Köberle strebte Huber damals noch keine Mandate 
auf Gemeinde-, Kreis- oder Landesebene an. 
Als sich nach der letzten, zumindest noch halbwegs 

11freien" Reichstagswahl vom 5. März 1933 auch in 
Württemberg die Machtübernahme der NSDAP 
vollzog und Gauleiter Wilhelm Murr sogar vom 
Landtag zum Staatspräsidenten gewählt wurde-ein 
Vorgang, der nur in Hamburg und Hessen eine 
Entsprechung findet -, hatte die Stunde der Zen­
trumspartei ebenso geschlagen wie die aller ande­
ren Parteien außer der NSDAP. Die Hitler-Partei 
wurde Staatspartei. Im Sommer 1933 wurden Par­
teiverbote ausgesprochen, das Zentrum löste sich 
selbst auf. Die Feinde der NSDAP wurden unnach­
sichtig verfolgt, bespitzelt, inhaftiert, gequält und 
ermordet. In Oberschwaben hatte sich Huber bei 
den neuen Machthabern nachhaltig unbeliebt ge­
macht, zumal es bei einer Wahlversammlung zu ei­
nem handgreiflichen Zwischenfall mit Murr gekom­
men war. Der 28-Jährige Bauernsekretär sah sich im 
Zuge der von Reichskommissar Dietrich von Jagow 
initiierten Verhaftungswelle des Frühjahrs 1933 ver­
haftet und in ein Stuttgarter Gefängnis verbracht, 
wo er etwa eine Woche festgesetzt wurde. Danach 
verschleppte man ihn in das 11Schutzhaftlager" bzw. 
spätere KZ Heuberg bei Stetten am kalten Markt. 
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Landrat Dr. Huber verabschiedet den letzten US-Resident Officer, Donald Feick, im Hotel Olga und über­
reicht ihm ein Gemälde des Kunstmalers Ernst Wanner. 

Huber hatte es der Intervention Josef Beyerles, des 
einstigen württembergischen Justizministers und 
Landesvorsitzenden des Zentrums, bei dem neuen 
NS-Justizminister Dr. Jonathan Schmid zu verdan­
ken, dass er - im Gegensatz zu vielen anderen -
wieder aus der „Schutzhaft" entlassen wurde.10 

Wie sollte es nun weitergehen? Seiner Funktionen 
in Ravensburg enthoben, stand Huber vor dem 
Nichts. Er entschied sich dafür, sein Studium in 
Tübingen wieder aufzunehmen (Wintersemester 
1933/34) und zu promovieren. Bei Professor Dr. 
Carl Johannes Fuchs (Zweitgutachter war Professor 
Dr. Hans Teschemacher) entstand 1934 die Arbeit 
,,Die Hofteilung in Oberschwaben. Untersuchun­
gen über die Möglichkeit der Siedlung durch 
Teilung von Bauerngütern", die ihm den staatswis­
senschaftl ichen Doktorgrad verschaffte. 11 Das in 
mancherlei Hinsicht naheliegende Thema w urde 
von Huber, der die Dissertation in Dankbarkeit sei­
nen Eltern widmete, in gründlicher und konziser 
Weise abgehandelt. Die von der Waldseer Buch-

druckerei Liebe! gedruckte Arbeit kann auch heut­
zutage noch mit Gewinn gelesen werden. 

Beruflich ergab sich für Huber 1935 eine Perspek­
t ive, als er in die Dienste der Schwäbischen 
Treuhand AG (Schitag) in Stuttgart trat. Er war dort 
als wissenschaftlicher Mitarbeiter in Devisen- und 
Steuerangelegenheiten angestellt und betreute das 
Wirtschaftsarchiv. Daneben war er gelegentlich mit 
der Erstellung volkswirtschaftlicher Gutachten be­

traut. Huber hatte das Glück, während des Welt­
krieges „ uk"-gestellt, also vom Kriegsd ienst freige­
stellt zu sein. Huber trat der NSDAP aus Überzeu­
gung nicht bei und war, w ie er zu seinem eigenen 
Erstaunen noch Jahrzehnte später feststellte, von 
entsprechenden Aufforderungen stets verschont ge­
blieben. Immerhin, so erklärte er es sich, stand er ja 
„auf der schwarzen Liste der NSDAP".12 

Nachdem der Zweite Weltkrieg mit dem völligen 
Zusammenbruch Deutschlands und dem Ein­
marsch alliierter Truppen sein Ende gefunden hatte, 
war auch Hubers Zukunft ganz ungewiss. Auf dem 



Stuttgarter Schlossplatz wurde er von französischen 
Soldaten aufgegriffen und mit der Vorhaltung kon­

frontiert, er selbst sei Soldat. Nachdem es Huber ge­
lungen war, diesen Verdacht ebenso wie den, er sei 
beim Volkssturm aktiv gewesen, zu entkräften, sag­
te er wahrheitsgemäß aus, er sei nicht einmal Partei­
mitglied und als Gegner der NSDAP im KZ gewe­
sen: ,,Diese Erklärung tat augenblicklich ihre 
Wirkung, wie ein gelandeter Haken im Boxring. 
Dem Soldaten hat es die Stimme verschlagen. Er 
verlangte keinen Nachweis für meine Behauptung 
und fragte nicht einmal nach Grund, Ort, Zeit und 
Dauer meiner KZ-Haft" .13 

In der Tat zahlte es sich nach dem Untergang des 
„Dritten Reiches" und bei den ersten Anfängen 
deutscher Verwaltung in Württemberg aus, nicht 
Parteimitglied gewesen zu sein. Auf Huber warteten 
neue Aufgaben. Im Frühsommer 1945 folgte er ei­
nem Ruf des früheren Zentrumsmannes Dr. Franz 
Weiß, der ebenfalls aus Oberschwaben stammte 
und an die Spitze der noch auf Geheiß der französi­
schen Militärregierung gebildeten Stuttgarter Lan­
desdirektion für Ernährung und Landw irtschaft ge­
treten war, und begann seine Tätigkeit als Referent 
in der Landesdirektion . Diese war allerdings nicht 
von langer Dauer. Da Weiß während des „ Dritten 
Reiches" zum Oberlandwirtschaftsrat befördert 
worden war, fiel er nach dem „Machtwechsel" in 
Stuttgart- am 8. Juli 1945 wichen die Franzosen in 
Stuttgart und Karlsruhe den Amerikanern -den rigo­
rosen Säuberungsaktionen der US-Militärregierung 
zum Opfer und wurde Anfang September 1945 ab­
gesetzt. Huber erklärte sich mit Weiß sol idarisch 
und schied ebenfalls aus den Diensten der Landes­
direktion aus. 
Nunmehr wieder arbeitslos, bedurfte es des Zu­
redens der renommierten früheren Zentrums-Land­
tagsabgeordneten Luise Rist, um den schmollenden 
Huber überhaupt wieder für eine Tätigkeit unter 
US-amerikanischer Besatzung zu interessieren. Mit 
seinen Fähigkeiten dürfe er beim Aufbau der Ver­
waltung nicht abseits stehen, mahnte die „ Grande 

Dame" der Partei und konnte Huber bewegen, ab 
Dezember 1945 wiederum als Referent im neuge­
bildeten Wirtschaftsministerium von Württemberg­
Baden unter Minister Josef Andre - auch er ein 
führender früherer Zentrumspolit iker - zu arbeiten. 
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In dieser Stellung verblieb Huber bis zu seiner Wahl 
zum Landrat des Kreises Aalen im Mai 1946. 

Mitgründer der Union in Württemberg 

Wie bereits erwähnt, hatte sich der junge Huber in 
der Endphase der Weimarer Republik ebenso aktiv 
wie erfolgreich für die Zentrumspartei geschlagen. 
Von Zweifeln und Skepsis war er vermutlich damals 
weitgehend frei, in der Rückschau betonte er je­
doch wiederholt die Schwächen einer konfessionel­
len Partei. Dennoch war ganz ohne Frage die 
Zentrumspartei seine politische Heimat und blieb 
es bis zu einem gewissen Grade auch in den Jahren 
nach 1933. So war er gelegentlich Teilnehmer an 
der Runde ehemaliger Zentrumsgrößen um den ent­
machteten Staatspräsidenten Eugen Bolz, die sich 
im „ Europäischen Hof" (Vinzentiushaus) in Stuttgart 
traf.14 Persön liche Kontakte pflegte er darüber hin­
aus zu einer ganzen Reihe einstiger Zentrums­
politiker, von denen hier nur Adolf Scheffold und 
Felix Walter genannt seien. Doch schon in der 
Kriegszeit bl ickte Huber über den konfessionel len 
Tellerrand hinaus und stand im Kontakt zum „ Una­
Sancta-Kreis" in Stuttgart.15 Dieser Gesprächskreis 
hatte sich die Verständigung zwischen den beiden 
großen christlichen Konfessionen zum Ziel gesetzt 
und setzte sich ausschließlich aus Gegnern des 
Nationalsozialismus zusammen . Neben Eugen 
Bolz, Josef Beyerle und dem späteren Kultusminis­
ter Theodor Bäuerle stieß zu diesem Kreis, dessen 
Mittelpunkt lda Görres war, auch der enge Bosch­
Mitarbeiter Hans Walz . M an w ird nicht fehlgehen 
in der Vermutung, dass Huber in den bedrückenden 

Jahren des Weltkriegs ein Konzept fü r eine gedeihl i­
che politische Zukunft Deutsch lands sehr stark in 
der Überwindung der konfessionel len Gräben sah. 
Verwunderlich ist es dennoch nicht, dass Hubers 
Weg in die CDU über Kontakte mit den ihm ver­
trauten, zum Teil auch befreundeten Männern des 

alten Zentrums führte. Bereits am 14. Mai 1945 traf 
er mit Josef Beyerle, Felix Walter, dem Rottenburger 
Domkapitu lar Wilhelm Sedelmeier und Hermann 
Gögler zu einem längeren Gespräch zusammen, in 
dessen Verlauf neben den Berichten über das per­
sönliche Ergehen - man hatte sich ja zum Teiljahre-



lang nicht gesehen - auch über die Zukunft des 
Parteienfeldes in Württemberg debattiert wurde.16 

Im Verlauf der nächsten Wochen entwickelte sich 

die Geschäftsstelle des Caritasverbandes in Stuttgart 
zum Treffpunkt der Gespräche. Huber empfand das 
Zusammengehen zwischen evangelischen und ka­
tholischen Christen als „Notwendigkeit" und so 
stark, ,,dass ich nicht in der Lage gewesen wäre, ei­

ner wiedergegründeten Zentrumspartei beizutre­
ten" .1 7 Auf der anderen Seite bekannte Huber aber 

stets offen, er hätte „mit manch anderen aus unse­
ren Reihen [ ... ] auch leicht und gerne auf das „C" im 

Namen der neuen Partei verzichtet". Die Betonung 
des „C" sei denn auch stärker von den evangeli­
schen als den katholischen Persönlichkeiten aus 

dem Stuttgarter Gründungskreis verlangt und umge­
setzt worden : ,,Die christliche Firmierung kann ja 
für den Inhalt des Programms nicht entscheidend 
sein, aber für seine Verwirklichung, wurde entge­

gengehalten" .18 

In grundsätzlicher Weise hatte sich Huber im 
Rahmen einer Denkschrift mit der Zukunft des 
Parteiensystems befasst.19 Er vertrat darin die Auf­

fassung, dass - unter Außerachtlassung der KPD als 
antidemokratische Partei - in Deutschland die Ent­
wicklung eines Zwei- oder Drei-Parteien-Systems 
(christdemokratisch, sozialdemokratisch und libe­
raldemokratisch) zu erwarten sei. Auf dieser Basis 
sei es für die SPD möglich, sich noch mehr vom 
Marxismus abzusetzen, während die „bürgerlichen 
Parteien" ihre soziale Ausprägung intensivieren 
könnten. Auf diesem Wege sei der bisherige Klas­
senkampf aus der Welt zu schaffen, ein Mehr­
heitswahlrecht nach anglo-amerikanischem Muster 
einführbar und die Kirche ganz aus dem politischen 
Leben herauszuhalten. Im Vordergrund stand für 
den Programmatiker Huber die Chance für einen 
Ausgleich zwischen der Arbeiterschaft und der 
Kirche. Insgesamt sah Huber in der Realisierung sei­
ner Vorschläge eine Gewähr für wirklich stabile po­
litische Zustände. Der Aufbau in Deutschland müs­
se auf allen Ebenen von Grund auf erfolgen, des­
halb müssten die grundsätzlichen Fragen auch von 
Anfang an mit angepackt werden. Sein fast rühren­
der weltfremder Idealismus muss vor dem Hinter­
grund der Erfahrungen des „Dritten Reiches" gese­
hen werden und kann volles Verständnis wohl nur 
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dann finden, wenn man bedenkt, dass Huber ein po­
litischer Kopf war, der zwölf Jahre lang zum Schwei­
gen verdammt und dem nun die Möglichkeit gebo­
ten war, seine Ideen zu verbreiten . Kein anderer 
Politiker hat in Württemberg zu diesem frühen 
Zeitpunkt so radikal wie Huber die Konsequenzen 
aus der Entwicklung der Zentrumspartei gezogen. 
Die möglichst breite Sammlung bürgerlicher Kräfte 
musste fü r Huber Jür eine Politik aus christlicher 

Verantwortung" stehen. ,,Alles war klar, als Joseph 
Ersing aus Ochsenhausen, ehedem christlicher 
Gewerkschafter und Zentrums-Reichstagsabgeord­
neter, mit knapper Not in Berl in der Hinrichtung 
entronnen, darum Gründungsmitglied der Berliner 
CDUD, nach Stuttgart kam und über die Vorgänge 
in Berlin berichtete", erinnerte sich Huber Jahr­
zehnte später. Ersing zählte zu den Mitunter­
zeichnern des Gründungsaufrufes der „Christlich­
Demokratischen Union Deutschlands" (CDUD) 
und vermochte mit seinem früheren Kollegen aus 
der christlichen Arbeiterbewegung Josef Andre die 
Weichen in Nordwürttemberg in Richtung der 
Gründung einer interkonfessionellen Volkspartei zu 
stellen. Am 25. September 1945 fand die Grün­
dungsversammlung der „Christl ich-Sozialen Volks­
partei " im Katholischen Gesellenhaus in Stuttgart 
statt. Vertreter der früheren Zentrumspartei, des 
Christlich-Sozialen Volksdienstes und des Würt­
tembergischen Bauern- und Weingärtnerbundes 
warben für die Überwindung alter Parteischran­
ken.20 Die neue Partei änderte auf der 1. Landes­

ausschusssitzung am 13. Januar 1946 in Stuttgart 
ihren Namen in „Christlich-Demokratische Union" 
und wählte den ersten Landesvorstand von Nord­
württemberg, in den auch Huber gewählt wurde.21 

Der Ideal ismus und Eifer Hubers bei der Bewälti­
gung der fundamentalen Nöte Deutschlands unmit­
telbar nach Kriegsende schien keine Grenzen zu 
kennen. Er engagierte sich nicht nur in der Partei 
und in seinem Beruf in Stuttgart, sondern trug auch 
Sorge dafür, seine Gedanken publizistisch zu ver­
breiten. In einer Auflage von 5000 Exemplaren er­
schien 1947 beim Stuttgarter Verlag Poeschel seine 
Schrift „ Die Ordnung der finanziellen, wirtschaftli ­
chen und sozialen Verhältnisse Deutschlands". Mit 
dieser Veröffentlichung wollte Huber den „ Unter­
gang der Geldvermögen ... unter allen Umständen" 
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7. Juli 7 950, Landrat Dr. Huber begrüßt die Ehrengäste des Landesturnfestes im Sitzungssaal des Aalener 
Rathauses. 

verhindern. Obwohl er das Manuskript bereits im 
Sommer 1945 abgeschlossen hatte, blieben die 
Gedanken und Vorschläge trotz aller Verwerfungen 
aktuell. Die 1947 gebildete Arbeitsgemeinschaft 
der CDU/CSU eine Art provisorischer 
Bundesvorstand der Union - debattierte in einer ih­
rer Sitzungen auch über Hubers Schrift. Sie kann 
hier nur als weiterer Beleg für die reichhaltige 
Aktivität Hubers angeführt werden. 
Weiter betätigte sich Huber als Gründungsmitglied 
der „Thomas-Morus-Gesellschaft" .22 Dieser fast 
ausschließlich katholische Gesprächskreis, der von 
Huber sowie den späteren CDU-Landtagsabgeord­
neten Dr. Hans Haering (1908- 1990), Dr. Hans 
Bausch (1921 - 1991) und Dr. Konrad Theiss 
(1905-1983) sowie dem Journalisten und späteren 
Verleger Johannes Binkowski (1908-1996) domi­
niert wurde, befasste sich ebenfalls mit moralisch­
politischen Grundsatzfragen, überdauerte jedoch 
das Jahr 1946 nicht, da alle führenden Mitglieder 

sich mittlerweile stark praktisch im gesellschaftlich­
politischen Bereich engagierten. Anders sah es 
beim sogenannten „Ellwanger Kreis" aus, der im 
März 1947 erstmals zusammenkam und zu dem 
Huber frühzeitig stieß. Dieses Forum diente, initiiert 
von dem bayerischen Staatsminister Dr. Anton 
Pfeiffer und dem Ministerialdirektor im württem­
berg-badischen Staatsministerium Hermann Gögler 
(der in Ellwangen lebte), der Kanalisierung der 
Verfassungs- und Föderalismus-Diskussion inner­

halb der CDU/CSU und besaß bis zum Beginn der 
Beratungen des Parlamentarischen Rats in Bonn 
1948 eine über die Parteigrenzen hinaus beachtli­
che Bedeutung und bestand noch lange Jahre als in­
nerparteiliches Diskussionsforum, wenn es auch 
der einstigen politischen Bedeutung weitgehend 
entkleidet war. Huber nahm fast regelmäßig an den 
Versammlungen teil und führte zumeist das 
Protokoll.23 Zu diesem Zeitpunkt war er schon 
Vorsitzender der Aalener Kreis-CDU und Landrat. 



Huber und die Parlamentswahlen 

Anton Huber konnte von sich behaupten, ein Par­

lamentarier der ersten Stunde gewesen zu sein. 
Noch vor den ersten landesweiten Wahlen in dem 
von der US-amerikanischen Besatzungsmacht im 
September 1945 geschaffenen Staat Württemberg­
Baden konstituierte sich im Januar 1945 eine 11Vor­
läufige Volksvertretung". Diese bestand aus 124 

Abgeordneten, die Ministerpräsident Dr. Reinhold 
Maier aufgrund der Vorschläge der Parteien und 
verschiedener Körperschaften (Kirchen, Industrie­
und Handelskammern, Hochschulen etc.) im 
Einvernehmen mit der M ilitärregierung berufen hat­
te. Huber gehörte dieser 11Vorläufigen Volksvertre­

tung", einem Notparlament in engem Schulter­
schluss mit der vorläufigen Regierung in Stuttgart, 
als einer von zehn CDU-Abgeordneten an. Er 
scheute sich nicht, im Rahmen der Aussprache zur 
Stellungnahme des Innenministers Fritz Ulrich 
(SPD) zur Flüchtlingsfrage das Wort zu ergreifen 
und die Fakten zu benennen.24 Zwar sei es ver­
ständlich, wenn in der Debatte hauptsächlich von 
den Schwierigkeiten bei der Aufnahme der zu 
Hunderttausenden ins Land kommenden Flücht­
linge die Rede sei, man dürfe dabei aber nicht ver­
gessen, dass die Flüchtlinge ins Wirtschaftsleben 
und in den Arbeitsprozess integriert werden müßten: 

11 Die Flüchtlinge wollen auf die Dauer nicht Gäste 
bei uns sein, sie wollen Heimatrecht" . Seine Aus­
führungen schilderten Probleme und Lösungsmög­
lichkeiten und mündeten zum Schluss in die Forde­
rung, die Bildung einer Organisation der Flücht­
linge zu unterstützen, die dann auch als Ansprech­
partner dienen könnte. Am gleichen Tage, als er die­
se Rede hielt, wurde ein Antrag der CDU-Fraktion 
ausgegeben, den Huber mitformuliert und -unter­
zeichnet hatte.25 Darin fanden sich zahlreiche 
Gedanken zu einer Gesamtlösung des Flüchtl ings­
problems, wie etwa deren Heranziehung als 
Arbeitskräfte in der Landwirtschaft und die Beto­
nung der Notwend igkeit der gesellschaftlichen 
Eingliederung der Flüchtlinge und Heimatvertrie­
benen. Vieles von dem, was Huber in seiner Rede 
anregte, ist später Realität geworden. An der Um­
setzung war er, was er damals noch nicht wissen 
konnte, als Aalener Landrat selbst führend beteiligt. 
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In einem weiteren Antrag der CDU-Fraktion, eben­
falls von Huber mitunterzeichnet und deutlich seine 

11 Handschrift" tragend,26 wurde die genaue 
Prüfung des vom Sozialpolitischen Ausschuss des 
Länderrats der US-Zone vorgelegten Gesetzent­
wurfs für eine Neuordnung der Sozialversicherung 
gefordert. Eine finanzielle Gesundung müsse unbe­
dingt herbeigeführt werden, lautete die erste 

Forderung, begleitet von einer Vereinfachung und 
Verbilligung der Verwaltung und einer . Umge­
staltung der Verwaltung 11nach demokratischen 
Grundsätzen". Vertreter der Arbeitgeber und der 
Gewerkschaften müssten bei der Durchführung die­
ser Aufgaben als Sachverständige hinzugezogen 
werden. W ieder ist hier das Bemühen Hubers um 

Ausgleich, um das Zusammenführen des Bürgertums 
und der Arbeitgeberschaft zu finden, außerdem die 
Wiederholung der in seiner damals schon verfas­
sten, aber noch nicht gedruckten Schrift 11 Die 
Ordnung der finanziellen Verhältnisse ... " enthalte­
nen Grundsatzforderungen nach Sparsamkeit und 
Erhaltung der finanziellen Mittel. 

Nachdem Huber Mitte 1946 Landrat in Aalen ge­
worden war, sah er sich einer Fülle schwierigster 
verwaltungsmäßiger Probleme gegenüber - im 
zweiten Teil dieses Beitrags w ird davon die Rede 
sein. Seine ganze Arbeitskraft wollte er der Lösung 
dieser Probleme widmen. Er sah deshalb 1946 von 

Bewerbungen um Mandate in der Verfassungge­
benden Landesversammlung ebenso ab w ie im 
1. Landtag von Württemberg-Baden. Die parlamen­
tarische Laufbahn - sie sch ien beendet, noch ehe 
sie so recht begonnen hatte. Mit Felix Walter, Minis­
terialrat im Justizministerium, hatte die Union einen 
Politiker gefunden, der den Wah lbezirk mit großem 

Eifer repräsentierte und sein politisches Gewicht in 
Stuttgart geltend machte, um die Belange des 
Landkreises nachdrücklich zu vertreten.27 Zweiter 
CDU-Abgeordneter des Wah lkreises war der Bauer 
Karl Schröppel aus Mörtingen bei Neresheim. 
Andere Parteien hatten im Wah lkreis Aalen­
Ellwangen-Neresheim keine Kand idaten durchge­
bracht. 
Der Oberamtsbezirk Aalen hatte - ebenso w ie die 
benachbarten Bezirke Ellwangen, Neresheim und 
Schwäbisch Gmünd - in der Zeit des Königreichs 
und des freien Volksstaates Württemberg, seit es die 



Zentrumspartei in Württemberg gab (1895), stets 
Vertreter dieser konservativen konfessionellen 
Partei in die Landtage in Stuttgart entsendet. In der 
Zeit der Weimarer Republik konnten die Wahl­
kreisvertreter Josef Beyerle und Karl Gengier ihre je­
weilige Wiederwahl stets als vergleichsweise sicher 
ansehen. Andere Parteien, auch die SPD, die bei 
den Industriearbeitern in Aalen selbst und vor allem 
auch in Wasseralfingen eine starke Unterstützung 
fanden, taten sich demgegenüber stets schwer. 28 

Nur 1895 war es beinahe einmal soweit gekom­
men, dass der SPD-Kandidat den Zentrumsbewerber 
geschlagen hätte. Weniger als 20 Stimmen hatten 
damals die Entscheidung zugunsten des Zentrums­
politikers Viktor Rembold gebracht. 
Huber scheint zunächst nicht an die Fortsetzung 
seiner parlamentarischen Arbeit gedacht zu haben . 
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Erst der überraschende Tod von Felix Walter im 
Februar 1949 löste neue Überlegungen über dessen 
Nachfolge aus. Bis zum Ende der Wahlperiode war 
Walters Ersatzkandidat, der Aalener Maurer Gregor 
Harsch (1900-1977) nachgerückt. Aber Harsch war 
kein politischer Kopf und kein begeisternder Red­
ner, wie es Walter gewesen war. Selbst in einem 

11 schwarzen 11 Wahlkreis war damals eine Wahl ohne 
zugkräftigen Spitzenkandidaten nicht zu gewinnen . 
Auch Anton Huber war alles andere als der Ideal­
typus des Parlamentariers. Ihm lag es nicht, Themen 
zuzuspitzen und rhetorisch zu glänzen . Huber 
stand für die saubere Abwägung der Fakten, den 
Austausch der Argumente im kleineren Kreise. 
Dennoch lief die Aalener CDU-Kandidatur beinahe 
zwangsläufig auf ihn zu. Im 2. Wahlbezirk Aalen29 

trat nun der Landrat erstmals als Landtagskandidat 

Amtlicher Wahlzettel 
für die Wahl zur Verfassunggebenden Landesversammlung des aus den Ländern 

Baden, Württemberg-Baden und Württemberg-Hohenzollern zu bildenden Bundeslandes 

am 9. März 1952 

Wahlkreis Nr. 8 AALEN 

1 Hans Geiger, Gewerkschaftssekretär In Aalen (_) Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) 

2 Dr. Anton Huber, Lanctrat In Aalen Q Christlich Demokratische Union (CDU) 

3 Andreas Bäurle, Ziegeleibesitzer und Landwirt in Aalen 0 Demokratische Volkspartei (DVP) 

4 Walther Tittor, Ingenieur in Aalen r, 
Deutsche Gemeinschaft . BHE \.. ~ 

5 Kurt Grüger, Kreisgeschäftsführer in Aalen ,, 
Block der Heimatvertriebenen und der Entrechteten \.. _) (Richte;. Kraft) 

6 Albert Seckler, Schreiner in Wasseralfingen 0 Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) 

7 Max Gille, Techniker in Waiblingen 101 Sozialistische Reichspartei (SRP) 

Stimmzettel für die Wahl zur Verfassunggebenden Landesversammlung am 9. März 1952. 



an; als zweiter CDU-Bewerber war Josef Humpf30 

im Wahlkampf aktiv. Huber konnte das Ergebnis 
Felix Walters und Karl Schröppels von 1946 zwar in 
absoluten Zahlen um mehr als 2000 Stimmen ver­

bessern, der Prozentanteil sank aber wegen der ge­
ringeren Wahlbeteiligung, den Stimmenzuwächsen 
von Sozialdemokraten und Liberalen sowie dem 
ersten und mit 17,5 % sehr erfolgreichen Auftreten 

der DG-BHE gegenüber der ersten Landtagswahl 
von 74, 1 auf 68,8 %. Huber und Humpf wurden in 

den 2. Ordentlichen Landtag von Württemberg­
Baden gewählt, außerdem der Aalener Gewerk­
schaftssekretär Hans Geiger31 (SPD) und der Ober­
kochener Ingenieur Walther Tittor (1911 - 1966; 
Deutsche Gemeinschaft - Block der Heimatvertrie­

benen und Entrechteten, DG-BHE). 
Bei der Wahl zur Verfassunggebenden Landesver­
sammlung des Südweststaates Baden-Württemberg, 
die am 9. März 1952 stattfand, bildete Aalen den 8. 
Wahlkreis.32 Huber, der auf der Landesliste nicht 
vertreten war, kandidierte erneut für die CDU, die 
SPD setzte ebenfalls wieder auf Gewerkschafts­
sekretär Hans Geiger, die Liberalen schickten den 
Aalener Ziegeleibesitzer und Landw irt Andreas 
Bäurle ins Rennen. Die DG-BHE bot nochmals 
Walther Tittor als Spitzenkandidaten auf, während 
der abgespaltene Parteiflügel des BHE „ Richtung 
Kraft" den Kreisgeschäftsführer der kurzlebigen Par­
tei, Kurt Grüger (Aalen), kandidieren ließ. Die Kom­
munisten präsentierten den Wasseralfinger Schrei­
ner Albert Seckler auf ihrem Wahlvorschlag, die 
SRP (Sozialistische Reichspartei) den Waiblinger 
Techniker Max Gille.33 

Huber erzielte bei einer Wahlbeteiligung von 74 
Prozent mit 30 693 Stimmen (52,3 %) mehr 
Stimmen als alle anderen Mitbewerber zusammen. 
Als zweitstärkste Kraft mit etwas mehr als einem 
Drittel von Hubers Stimmenanteil zeigte sich die 
SPD, auf Platz 3 rangierten die Liberalen, auf der 
vierten Position der BHE „ Richtung Kraft", der im 
Wahlbezirk Aalen mehr als doppelt so stark war w ie 
die DG-BHE. Nur Huber konnte auf Grund des ver­
änderten Wahlgesetzes in die Verfassunggebende 
Landesversammlung einziehen. 
1956 kürte die CDU Huber zum dritten Mal zum 
Kandidaten für den Aalener Wahlkreis. Zweitbe­
werber war Freiherr Konrad von Wöllwarth, Forst-
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w irt in Essingen. Die SPD ging w iederum mit Hans 
Geiger in den Wahlkampf, die FDP/DVP mit dem 
Aalener Druckereibesitzer Albert Wahl. Dr. Karl 
Mocker kandidierte für GB/BHE, Albert Seckler w ie­
der für die KPD, der Gmünder Maschinentechniker 
Viktor Bureczek für die Deutsche Gemeinschaft 
(DG). Bei der zweiten baden-württembergischen 
Landtagswahl bildete der Landkreis Aalen den 16. 
Wahlkreis. Anton Huber erreichte damals einen 
Gipfel seiner Wahlerfolge, denn er erhielt bei einer 
sehr guten Wahlbeteiligung von leicht über 80 
Prozent mit 37 292 Stimmen (56, 1 %) das bisher 
beste Ergebnis. In absoluten Zahlen lag damals nur 
der Wahlkreis Wangen (43 522 Stimmen erhielt der 
CDU-Kandidat dort) vor Aalen.34 Wiederum war 
Huber der einzige Aalener Abgeordnete, der direkt 

gewählt worden war. 
1960 trat im Wahlkreis Aalen w ieder das Duo 
Huber/Wöllwarth an. Während Liberale und GB­
BHE ebenfalls wiederum auf ihre bekannten Kandi­
daten Wah l und Dr. Mocker setzten, bot die SPD 
mit dem Aalener Landw irtschaftsassessor Dr. Alfred 
Nann als Nachfo lger Hans Geigers einen neuen 
Bewerber auf. Der Bund der Deutschen wurde vom 
Aalener Landwirt Hermann Grandel vertreten, die 
DG von dem Aalener Kraftfahrzeugmechaniker Kurt 
Werner Czyganowski. Der Wählerzuspruch sank 
für die CDU beachtlich, bewegte sich aber noch 
immer auf hohem Niveau. Huber gewann bei einer 
Wahlbeteiligung von 72,5 Prozent 34 657 Stimmen 
(53,9 %) und damit über 2600 Stimmen weniger als 
1956, holte damit aber für die CDU - w iederum an 
zweiter Stelle nach Wangen (wo aber fast 6000 
Stimmen verlorengegangen waren) - wiederum ein 
Spitzenergebnis35, wobei er zudem immer noch 
doppelt soviele Stimmen w ie die SPD auf sich hatte 
verein igen können. 
Der Wah ltag des 26. April 1964 sah auf Seiten der 
CDU w iederum Huber als Kandidaten, den Frei­
herrn von Wöllwarth als Ersatzbewerber. Die SPD 
bot mit dem Stuttgarter Oberregierungsrat Adolf 
Hasenöhrl einen neuen Bewerber auf und setzte da­
mit w ie die Liberalen mit dem Aalener Regierungs­
rat Heinrich Volz auf einen Ministerialbeamten. Der 
Arbeiter Andreas Rapf (Dalkingen) trat für die Ge­
samtdeutsche Partei (GDP) an, der Gmünder Kraft­
fahrzeug-Handwerksmeister Hermann Berroth für 



die Deutsche Friedens-Union (DFU), der Ingenieur 

Franz Donath (Wasseralfingen) für die DG, deren 

Landtagskandidat Czyganowski nunmehr als Zweit­

bewerber firmierte. 36 Bei einer Wahlbeteiligung 

von 80,4 Prozent erzielte Huber in absoluten 

Zahlen das beste Ergebnis aller Landtagswahlen, bei 

denen er Kandidat war. 43 034 Stimmen (58,6 
Prozent) entfielen auf ihn, der SPD-Kandidat hatte 

nur wenig mehr als die Hälfte dieses 
Stimmenanteils (22 409 Stimmen), erhielt aber das 

Zweitmandat, nachdem er gegenüber der letzten 

Landtagswahl 5000 Stimmen für die Sozialdemo­

kratie hinzugewonnen hatte. 

Ein letztes Mal nahm Huber, mittlerweile im 63. 
Lebensjahr stehend, 1968 den Landtagswahlkampf 
- seinen mittlerweile sechsten - auf. Die CDU­

Formation Huber;Wöllwarth blieb unverändert, 

und auch die FDP schickte ihren 1964 erfolglosen 

Kandidaten Heinrich Volz nochmals ins Rennen. 

Die Sozialdemokraten litten weiter unter personel­

ler Diskontinuität. Der Landtagsabgeordnete Ha­

senöhrl hatte 1967 sein Mandat niedergelegt und 

dem Ersatzkandidaten Dr. Herbert Kellner, Rechts­
anwalt in Bopfingen, den Landtagssitz überlassen. 

Kellner stand 1968 jedoch nicht als Kandidat zur 

Verteidigung des Mandats zur Verfügung, so dass die 

SPD mit einem ganz neuen Gespann in den Wahl­

kampf zog. Gegen Huber trat der Ellwanger Land­

gerichtsrat Dr. Alfred Geisel 37 an - wie sich später 

zeigen sollte ein Garant für SPD-Wahlerfolge im 
Aalener Wahlkreis für die nächsten 25 Jahre. Huber 

verlor gegenüber 1964 fast 2000 Stimmen und hol­

te das Mandat mit 57,8 Prozent Stimmenanteil. Die 

SPD brach demgegenüber regelrecht ein und verlor 

fünf Prozentpunkte. Ein letztes Mal fiel das einzige 

Aalener Direktmandat für die CDU an Huber. 

Der Parlamentarier Huber 

In den 22 Jahren, in denen er dem württemberg-ba­

dischen bzw. dem baden-württembergischen Land­

tag angehörte, hat Huber niemals ein hohes Frak­
tionsamt oder den Vorsitz oder stellvertretenden 

Vorsitz in einem der zahlreichen Landtagsaus­

schüsse bekleidet. Als Landrat war es ihm unmög­

lich, derart zeitaufwendige Ämter zu übernehmen. 
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Dennoch hat Huber es vermocht, sich in die Ge­

schichte des südwestdeutschen Parlamentarismus 
nach 1945 einzuschreiben. Die CDU-Fraktion ent­

sendete ihn durchweg in wichtige Ausschüsse und 

beauftragte ihn mit zahlreichen Aufgaben als 

Berichterstatter in den Beratungen zu den jeweili­

gen Haushaltsplänen. 1951 fungierte Huber, um 

nur ein Beispiel zu nennen, als Berichterstatter über 

zwei Einzelpläne des Haushalts des Landwirt­

schaftsministeriums. Im Landtag von Württemberg­

Baden war er Mitglied des Ständigen Ausschusses 

und des Verwaltungsausschusses. Der glühende 
Befürworter einer Bildung des Südweststaates (aus 

den willkürlich 1945 geschaffenen Nachkriegs­

staaten Baden, Württemberg-Baden und Württem­

berg-Hohenzollern) wusste um die verwaltungs­

mäßigen Probleme nach dem Länderzusammen­

schluss und war im Verwaltungsausschuss aufgrund 

seines großen Sachverstandes unentbehrlich. 
In der Verfassunggebenden Landesversammlung 

von 1952 gehörte Huber dem Verfassungsausschuss 

und dem Ausschuss für Heimatvertriebene und 

Kriegsgeschädigte, außerdem als Ersatzmann dem 

Wahlprüfungsausschuss an. Von besonderer Bedeu­

tung war Hubers Arbeit im Verfassungsausschuss, 
der zugleich Ständiger Ausschuss war und die 

Hauptaufgabe der Verfassunggebenden Landesver­

sammlung wahrnahm, für den neugebildeten Süd­

weststaat eine neue Verfassung zu schaffen. Mit 

Staunen nimmt man zur Kenntnis, zu welchen und 

wievielen Themen Huber im Ausschuss und in der 

Landesversammlung das Wort ergriff.38 Er beschäf­

tigte sich mit der Frage des Rechts der Zugehörigkeit 
von Beamten zu Parteien und zu Parlamenten, mit 

Ehe und Familie, Jugenderziehung, der Stellung von 

Kirche und Staat, Verwaltungsfragen, staatsbürgerli­

chen Rechten und Pflichten, Schulfragen, der Posi­

tion des Regierungschefs und kam immer wieder 

auf weltanschauliche Aspekte und das Sittengesetz 

zu sprechen. Am 24. Juni 1953 war Huber im Ple­
num der Landesversammlung Berichterstatter zum 

Abschnitt II (Der Landtag des Zweiten Hauptteils: 

Vom Staat und seinen Ordnungen) des Verfassungs­
entwurfs.39 Gewiss wird man nicht behaupten kön­

nen, Huber habe die baden-württembergische Lan­

desverfassung in dem Maße geprägt wie etwa 
Gebhard Müller, Franz Gog oder Walter Krause. 
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Landrat Dr. Huber und Donald Feick um 1955. Das Foto entstand während eines Privatbesuchs des ehe­
maligen US-Resident Officers in Aalen. 

Zweifellos hat er sich aber durch zähes Verhandeln, 

sachliche Beiträge und stille Kärrnerarbeit im 

Kleinen hohe Verdienste um die Entstehung des 

Verfassungswerkes erworben, das am 11. Novem­

ber 1953 verkündet w urde und bis heute - wenn 

auch vielfach geändert und ergänzt - Bestand hat. 
Mit dem Inkrafttreten der Landesverfassung „ver­

wandelte" sich die bisherige Landesversammlung, 

die sich der Aufgabe der Verfassungsschöpfung ent­

ledigt hatte, in den 1. Landtag von Baden-Würt­

temberg. Huber verblieb in den Ausschüssen, de­

nen er bisher angehört hatte - der bisherige Ver­
fassungsausschuß blieb als Ständiger Ausschuss be­

stehen - und orientierte sich erst im 2. Landtag 

(1956- 1960) in der Ausschussarbeit ganz um. Nun 

war er Mitglied des Wirtschafts- und des Ver­

waltungsausschusses sowie Stellvertreter im 

Rechtsausschuss. Im Verwaltungsausschuss bl ieb er 
auch im 3. Landtag (1960-1964), wechselte aller­

dings im Juli 1962 in den Wirtschaftsausschuss und 

gehörte außerdem dem Finanzausschuss sowie (als 

Ersatzmann) dem Ständigen und dem Landwirt­

schafts- und Ernährungsausschuss an. Mitglied des 

Finanzausschusses blieb er bis zum Ende seiner par­

lamentarischen Laufbahn 1972, ebenso Ersatzmann 
im Ständ igen Ausschuss, im Landwirtschafts- und Er­

nährungsausschuss und im Wirtschaftsausschuss 

(bzw. seit 1968 im Ausschuss für Raumordnung, 

Wirtschaft und Verkehr). Im 4. Landtag (1964-1 968) 
war er außerdem Mitglied im Ausschuss für Landes­

planung und Raumordnung. Von 1964- 1972 arbei­

tete er außerdem im Unterausschuss Rechnungs­
prüfung als Stellvertreter mit. 

Die Fülle der parlamentarischen Aufgaben einer­

seits, die Anforderungen der Tätigkeit als Aalener 
Landrat und Parteivorsitzender andererseits beding­

ten beinahe unvermeidlich Terminnöte. Verschärft 

wurden sie noch durch Hubers Verbands- und 
Vereinsaktivitäten, die er neben- bzw. ehrenamtlich 

ausübte und zu deren w ichtigsten der Vorsitz beim 

Landeselektriz itätsverband W ürttemberg, der stell­
vertretende Vorsitz im Verbandsausschuss des Ver­

bandes Württembergischer Wohnungsunterneh­

men, der Vorsitz des Aalener Kreisverbandes des 

Deutschen Roten Kreuzes und der Vorsitz im Verein 
zur Erhaltung der Abteikirche Neresheim (seit 1967) 



zählten. Die Arbeitskraft des eingeschworenen 
Junggesellen, der landauf, landab in hohem An­
sehen stand und dessen Name immer genannt wur­
de, wenn verantwortungsvolle Posten besetzt wer­
den mussten - sogar als Kandidat für den 
Wirtschaftsrat der Bizone (Frankfurt/Main), für den 
Parlamentarischen Rat (Bonn) und als Innenminister 
von Baden-Württemberg war er im Gespräch - war 
ungebrochen, aber Kollisionen zwischen den ver­
schiedenen Tätigkeitsbereichen waren dennoch 
nicht immer zu verhindern. Oftmals konnte er an 
Fraktionssitzungen in Stuttgart nicht teilnehmen 
oder war wegen Sitzungen in Stuttgart nicht in der 
Lage, im Kreistag in Aalen zu erscheinen. 
1970 schied Huber als Landrat des Landkreises 
Aalen aus dem Amt. 1972 verzichtete der nunmehr 
67-Jährige Pensionär auch auf eine nochmalige 
Kandidatur für den Landtag. Mandatsnachfolger 
wurde der 27 Jahre jüngere Dr. Eugen Volz. 
Nachdem 1970 als Aalener Landrat Gustav Wabro, 
seinerseits 28 Jahre jünger als Huber, die Nachfolge 
im Landratsamt Aalen angetreten hatte, war der 
Generationswechsel in Aalen auf zwei wichtigen 
Ebenen vollzogen. 
Wie als Landrat, so war Huber auch als Landtags­
abgeordneter für Aalen nach 1946 eine prägende, 
eine entscheidende Persönlichkeit. Wie es schon im 
althergebrachten württembergischen Parlamenta­
rismus des 19. Jahrhunderts bei den Oberamt­
männern und Schultheißen, den Oberamts- und 
Stadtpflegern gewesen war, so war es nach den 
Weltkriegen und ist es auch heute noch : wer dem 
Landesparlament angehörte, konnte für „seine" 
Stadt, ,,seinen" Kreis etwas tun. Der Glanz des 
Erreichten - die Einweihung eines Krankenhauses, 
die Eröffnung eines neuen Verkehrsweges oder ei­
ner schulischen Einrichtung, die Bezuschussung 
aus Landesmitteln für Projekte in Stadt und Kreis -
fiel immer ganz stark auch auf den Abgeordneten, 
der damit ja nicht zuletzt auch seine Bindungen an 
die „heimische" Wählerschaft unterstrich und un­
terstreicht. Anton Huber hat von seinen Erfolgen nie 
viel gesprochen; seine Leistungen waren ihm be­
wusst, und er wusste auch, wer er war. Seine 
Bescheidenheit war alles andere als eine bewusst 
eingesetzte Attitüde, sondern Wesensmerkmal ei­
nes tiefreligiösen katholischen Christen, der es als 
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Pflicht verstand, sich für die Menschen, für die er 
Verantwortung hatte, nach seinen Möglichkeiten 
einzusetzen. Den Grundsatz des Artikels 27, Satz 3 
der Landesverfassung von Baden-Württemberg: 
„Die Abgeordneten sind Vertreter des ganzen 
Volkes. Sie sind nicht an Aufträge und Weisungen 
gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen" 
hat Huber sehr ernstgenommen und sich danach 
ausgerichtet. 

Frank Raberg 

Anmerkungen: 

1 In der politischen wie historischen Literatur war 
Huber bisher kaum Gegenstand besonderen 
Interesses der Forschung. Die wichtigsten Infor­
mationen zum äußeren Lebenslauf sind zusam­
mengestellt u. a. bei lmmo Eberl/Helmut Marcon 
(Bearbeiter), 150 Jahre Promotion an der Wirt­
schaftswissenschaft! ichen Fakultät der Universi­
tät Tübingen . Biographien der Doktoren, Ehren­
doktoren und Habilitierten 1830-1980 (1984), 
Stuttgart 1984, S. 360 f. und bei Wolfram Anger­
bauer (Redaktion), Die Amtsvorsteher der Ober­
ämter, Bezirksämter und Landratsämter in Baden­
Württemberg 1810 bis 1972. Hg. von der Arbeits­
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